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erw ägt man Sperrgebiete aut der 
Erdoberflädie, Kavernen oder auf­
gegebene Bergwerksstollen, beson­
ders Salzstödce, ja  sogar die V er­
senkung in großen Tiefen des 
M eeres w ird geprüft.

W eldie M ethode sidi durdiset- 
zen wird, hängt im wesentlidien 
von zwei Faktoren ab; den Kosten 
und den Sidierheitsaspekten. Nadi 
allgem einer Auffassung der Sadi­
verständigen besteht aber begrün­
dete Hoffnung, daß sid i diese Pro­
bleme in absehbarer Zeit lösen 
lassen, und zwar so, daß keinerlei 
Anlaß zu der Befürditung besteht, 
der radioaktive Abfall könnte die 
M ensdiheit gefährden.

W IR TSC H A FTSD IEN ST : Herr Dr. 
M idiaelis, könnten Sie — quasi 
als Resümee unserer Unterhaltung 
— hinsiditlidi der zukünftigen 
Nutzung der Kernenergie einige 
Sdilußfolgerungen für die Energie- 
w irtsdiaftspolitik, zumindest der 
Gemeinsdiaft, ziehen? W eldies sind 
für Sie die w iditigsten Folgerun­
gen? Sie sagten vorhin zwar sdion, 
daß die Eingliederung der Kern­
energie in den Energiemarkt der 
Gemeinsdiaft ohne große Sdiwie-

rigkeiten vor sidi gehen wird, weil 
man die anderen Energieträger zu- 
sätzlidi immer braudien w ird — 
sei es aus tedinisdien Gründen, 
oder einfadi, weil das Angebot an 
Kernenergie sobald nodi n id it aus- 
reidien wird, und ferner, weil die 
Kernenergie nur für die Erzeugung 
von Elektrizität w irtsdiaftlidi rele­
vant sein wird. Aber trotzdem 
glauben wir, daß man zumindest 
eine Kooperation anstreben müßte, 
um zu verhindern, daß — was in 
einigen Ländern heute nodi ge­
sdiieht — unrentable Energiege­
winnungsformen aufrediterhalten 
werden.

M IC H A ELIS; Idi darf auf das zu- 
rüdtkommen, was idi zu Anfang 
feststellte. Zwei Zielsetzungen für 
die Energiepolitik stehen im Vor­
dergrund; eine möglidist sidiere 
und eine möglidist billige V ersor­
gung mit Energie. N adi unserer 
Überzeugung, die audi kaum nodi 
bestritten wird, wird die Kernener­
gie redit bilhg sein. Eine Entwidc­
lung, die nur nadi der Zielsetzung 
möglidist billiger Versorgung aus­
geriditet ist, würde in einer Ent­
widclung der Kernenergie einen 
breiteren Raum einnehmen, als wir 
vorausgesagt haben.

Audi unter dem Gesiditspunkt 
der Sidierheit der Energieversor­
gung verdient die Kernenergie, ge­
fördert zu werden. Sie ist in weit 
geringerem Maße von Einfuhren 
abhängig als — wie idi glaube ge­
zeigt zu haben — die Stromerzeu­
gung auf der Grundlage von Heizöl. 
Für die Energiepolitik ergibt sidi 
daraus die Forderung, alles zu tun 
und nidits zu unterlassen, um der 
Kernenergie den Platz im Energie­
angebot einzuräumen, der ihr wirt- 
sdiaftlidi zukommt. Dabei soll die 
heimisdie Energie, insbesondere 
die Steinkohle, in dem Umfange 
erhalten und w eiter gefördert w er­
den, als dies w irtsdiaftlidi und 
sozial gereditfertigt ist. Die Stein­
kohle soll daher w eiterhin Beihil­
fen erhalten und einen gewissen 
Sdiutz genießen. Die EURATOM- 
Kommission hat hiergegen keine 
Bedenken. Dies hat sie kürzlidi 
zum Ausdrude gebradit, denn auf 
die Konsultation der Bundesregie­
rung zu den Plänen für die Gewäh­
rung von Absdireibungserleidite- 
rungen beim Bau von Kohlekraft­
werken hat sie sidi positiv ge­
äußert. Platz an der Sonne ist für 
alle, audi wenn die Kohle w eiter­
hin gefördert wird.

^^Sozialisierung^  ̂au f privater Basis im Steinkohlen­

bergbau?

W erner Söhngen, Vorstandsvorsitzer der Rheini- 
sdien Stahlwerke und früherer stellvertretender 

Vorsitzender des Unternehmensverbandes Ruhrberg­
bau, erregte Anfang Juni mit seinem Vorsdilag Auf­
sehen, eine Bergbau-Einheitsgesellsdiaft auf privat- 
w irtsdiaftlidier Grundlage zu bilden, die zusammen 
mit anderen Maßnahmen helfen sollte, die Krise des 
Bergbaus zu überwinden.

In der Bergbau-Einheitsgesellsdiaft sollen alle beste­
henden Zedien zusammengefaßt und die jeweiligen 
G esellsdiaften entsprediend den eingebraditen Un­
ternehm enswerten beteiligt werden. Um den Zusam­
mensdiluß aller Zedien zu erreidien, hält Söhngen 
einen gesetzlidien Zwang für unerläßlich. Aber audi 
die bei der Bewertung der einzubringenden Zedien 
auftretenden Sdiw ierigkeiten erfordern seiner Mei­
nung nadi eine gesetzliche Regelung.

Zwei Ziele sollen mit dieser Einheitsgesellschaft er­
reicht werden; Erstens eine zentrale Produktions­
und Investitionslenkung sowie zweitens die Prakti­
kabilität der von Söhngen geforderten Subventions­
politik.

Der Anlaß zu diesem Plan ist die Tatsache, daß die 
Halden stetig w eiterw adisen und am Jahresende 
wahrscheinlich eine Höhe von 17 bis 18 Mill. t erreid it 
haben werden.

PRODUKTIONS- UND INVESTITIO NSLENKU NG

Zunächst also soll die Bergbau-Einheitsgesellschaft 
der Produktions- und Investitionslenkung dienen. Es 
sollen nur d i e  Zechen produzieren, die am kosten­
günstigsten arbeiten. Diese selbstverständlich erschei­
nende Forderung ist gegenwärtig keineswegs erfüllt.
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Die Besitzverhältnisse im Kohlenbergbau sind sehr 
zersplittert. Eine Überwindung dieser Zersplitterung 
stellt eine Rationalisierung dar, die die Kosten gewiß 
beträditlid i senken würde. Aber audi abgesehen von 
diesen unrationellen Besitzverhältnissen, umfassen 
die versdiiedenen Gesellsdiaften ganz versdiieden 
gut (oder sdiledit) arbeitende Zedien. Zwar wird 
innerhalb jedes Unternehmens die Produktion auf die 
kostengünstigsten Zedien konzentriert sein. Das heißt 
indessen nidit, daß die besten Zedien des g e s a m ­
t e n  Bergbaus die Kohle fördern. Vielmehr können 
alle Zedien einer Gesellsdiaft allen eines anderen 
Unternehmens kostenmäßig unterlegen sein, ohne 
aussdieiden zu müssen, da jeder Gesellsdiaft eine be­
stimmte Quote zusteht und das unterlegene Bergbau- 
unternehm en lange Zeit ohne volle Kostendedcung 
arbeiten, daß heißt von seinem Kapital zehren kann. 
Die Konzentration der Förderung auf die kosten­
günstig arbeitenden Zedien wird außerdem verhin­
dert, wenn die guten Betriebe einer Gesellsdiaft die 
dieser zustehende Quote nidit ausfüllen können und 
der für die Kohle gezahlte Preis über den variablen 
Kosten liegt. Da in diesem Falle nodi ein Teil der 
fixen Kosten gededct wird, während bei einer Still­
legung der ihnen entsprediende Betrag in voller Höhe 
den Gewinn sdimälern oder den Verlust vergrößern 
würde, ist es für das Unternehmen sinnvoll, audi mit 
der relativ sehr ungünstig fördernden Zedie weiter- 
zuarbeiten.

Das Ergebnis dieser M ißstände auf der Angebotsseite 
ist, daß der Bergbau zu überhöhten Kosten pro­
duziert, also Produktionsfaktoren versdiwendet. 
Da das Ziel w irtsdiaftlidier Tätigkeit im bestmög- 
lidien Einsatz der produktiven Kräfte besteht, ist 
eine Konzentration der Förderung unbedingt notwen­
dig. Die W iditigkeit dieser Konzentration wird ge­
genwärtig besonders an den Auswirkungen einer 
Stillegung deutlidi, die sidi aus den bestehenden V er­
zerrungen ergeben; Es können Zedien eines Unter­
nehmens stillgelegt werden, die zwar für das fraglidie 
Unternehmen Grenzzedie, die jedodi nidit marginal 
für den gesamten Bergbau sind.

Die Forderung nadi rationeller Konzentration der 
Kohleförderung ist aber nidit nur ein Gebot wirt- 
sdiaftlidier Vernunft, sondern audi deshalb von außer- 
ordentlidier Dringlidikeit, weil die Kohle mit Sub­
stituten konkurrieren muß, deren Kosten niedriger 
sind als die der deutsdien Kohle. W enn diese in der 
Zukunft überhaupt nodi einen bedeutenden Teil des 
Prim ärenergiebedarfs dedcen soll, muß jede nur denk­
bare M öglidikeit der Kostensenkung ausgenutzt w er­
den. Eine soldie Rationalisierung ist audi die Voraus­
setzung dafür, daß Investitionen dort vorgenommen 
werden, wo sie den größten Ertrag erbringen.

Die Gewähr dafür, daß die Produktions- und Investi- 
tionsentsdieidungen vom wirtsdiaftlidien Standpunkt 
aus nidit verfälsdit werden, dürfte dann am größten 
sein, wenn alle Zedien zusammengefaßt werden. 
Denn in einer Einheitsgesellsdiaft, ob in privatwirt- 
sdiaftlidier oder öffentlidier Form, spielen Besitzver­

hältnisse, Quotenzuteilungen und K apitalstärke keine 
Rolle. Es dürfte freilidi nidit leidit sein, die W ider­
stände gegen eine soldie Lösung zu überwinden. So 
sind die Eigentümer rentabler Zedien gewiß nidit an 
einer Einheitsgesellsdiaft interessiert, die das Kapital 
nivelliert verzinst.

Im Falle einer g e s e t z l i c h e n  Regelung, die Söhn- 
gen für notwendig hält, würden sidi die W iderstände 
auf die parlam entarisdie oder vorparlamentarische 
Ebene verlagern und sidi dort als W iderstand gegen 
diese Regelung äußern.

W enn eine private Einheitsgesellschaft mit so vielen 
Einsdiränkungen und Vorbehalten zustande käme, 
daß an der augenbliddichen Lage nichts oder nur 
wenig geändert würde, wäre eine Sozialisierung vor­
zuziehen. Diese jedoch scheint politisch kaum durch­
setzbar zu sein. Und wenn s i e politisch zu verw irk­
lichen wäre, könnte audi eine private Einheitsgesell­
sdiaft in sadilidi erforderlidier Form realisiert werden. 
Ganz gleidi aber, wie es um die politisdie Durdisetz- 
barkeit der wirtschaftlidi notwendigen Konzentration 
in der Kohleförderung steht: Gelingt sie nicht, ver­
säumt der Bergbau eine w iditige Rationalisierungs­
maßnahme und gefährdet die Existenz soldier Zedien, 
die andernfalls konkurrenzfähig würden oder bleiben 
würden.

B A S IS  FÜR SELEK TIV E SU BVENIIO NIERU NG

Das zweite besondere Ziel, das Söhngen mit seiner 
Einheitsgesellsdiaft verfolgt, besteht darin, die Vor­
aussetzung für die Zahlung von Subventionen zu 
sdiaffen.

Erstens ist die Ertragslage der einzelnen Zechen und 
Gesellsdiaften sehr differenziert. Auf der einen Seite 
stehen solche, die eine echt verdiente Dividende von 
20 Vo ausschütten, und auf der anderen jene, die hohe 
V erluste aufweisen. Die individuelle Bemessung der 
Subventionen wäre w ahrsdieinlidi ein komplizierterer 
und langwierigerer Vorgang, als er notwendig ist, 
wenn eine einheitliche Gesellsdiaft die Ertragslage 
darzulegen hat und danadi die Subventionen be­
stimmt werden können.

Zweitens aber, und dies ist entsdieidender, sind Sub­
ventionen, wenn sie gezahlt werden sollen — die 
Entsdieidung darüber ist ein politisdier Akt —, so zu 
gewähren, daß das gewünschte Ziel mit einem mög­
lichst geringen Betrag erreicht wird. Das wiederum 
kann nur gesdiehen, wenn die Differenz zwisdien 
(niedrigeren) Gesamterträgen und (höheren) Gesamt­
kosten möglidist gering ausfällt, die Produktion also 
bei gegebenem Preis möglidist kostengünstig erfolgt. 
Am kostengünstigsten nun wird, wie vorher darge­
legt wurde, die Kohle in der bestehenden Situation bei 
zentraler Produktionslenkung gefördert. Ob dies auf 
privatw irtsdiaftlidier oder sozialisierter Basis ge- 
sdiieht, ist gleichgültig.

Gegen den Söhngen-Plan ist nun eingewandt worden, 
daß ein den gesamten Bergbau umfassendes Mammut­
unternehm en die Gefahr bürokratischer Sdiwerfällig-
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keit in sich berge. Dagegen muß gesagt werden, daß 
es M ammutgesellsdiaften in einer soldien Größen­
ordnung durchaus in funktionsfähiger Form gibt. Zum 
anderen aber ist eine zentrale Koordination unbe­
dingt notwendig. W e n n  dadurdi ein größerer V er­
waltungsaufwand verursacht wird, so ist dieser als 
unumgängliches K orrelat zur zentralen Produktions­
lenkung vollauf gereditfertigt.

Als vorläufiges Ergebnis kann festgehalten werden, 
daß die der privaten Einheitsgesellsdiaft zugedaditen 
Funktionen aus wirtschaftlichen Gründen ausgeübt 
w erden müssen und daß es kein Instrument gibt, das 
diese Aufgaben besser zu lösen vermöchte.

P R IV A T E  EINH EITSG ESELLSC H AFT ODER SOZIALISIERUNG?

Dennoch muß gefragt werden, ob die Form der p r i ­
v a t e n  Bergbau-Einheitsgesellsdiaft die beste ist. 
A priori gibt es keinen Grund, die private Gesell­
sdiaft zu befürworten oder abzulehnen bzw. statt des­
sen ein öffentliches Unternehmen, d. h. die Soziali­
sierung, zu fordern. Das in der Presse immer wieder 
vorgebradite Argument, der Söhngen-Plan sei schon 
deshalb verwerflich, weil er der Sozialisierung be­
drohlich nahekomme und ihr vielleidit gar vorarbeite, 
zeugt nur von ideologisdier Blindheit und beinhaltet 
keine sachliche Aussage. Geprüft werden muß viel­
mehr, was volkswirtsdiaftlich zweckmäßig ist.

An der privaten Bergbau-Einheitsgesellsdiaft sind die 
Einbringer gemäß den W erten der eingebraditen Be­
triebe beteiligt. Eine Kapitalhingabe ist nur interes­
sant, wenn das Kapital verzinst wird. Söhngen fordert 
deshalb, daß eine Verzinsung zu erfolgen habe. Da die 
Einheitsgesellsdiaft seiner Meinung nadi nur einen 
negativen Erfolg erzielen kann, ist die Zinszahlung 
durch Subventionen zu ermöglichen. Damit trägt der 
Steuerzahler den Zins, den der private Kapitaleigner 
erhält.

Im Normalfall zahlt ein Privatunternehm en nur dann 
einen Zins auf das Kapital, wenn es einen Gewinn 
erwirtschaftet hat. W eshalb die Bergbau-Einheitsge­
sellschaft einen Zins zahlen soll, ist grundsätzlidi 
nicht erklärbar. Das Postulat Söhngens, jeder habe 
Anspruch auf Zins, läßt sich ökonomisch nidit redit- 
fertigen. Da ein Privatunternehmen seine Gewinne 
nicht an den Steuerzahler aussdiüttet, läßt sidi auch 
nicht ohne w eiteres begründen, weshalb — wenn es 
mit Verlust arbeitet — dieser auf den Steuerzahler 
abgewälzt werden sollte.

W er w ürde demgegenüber belastet werden, wenn der 
Bergbau sozialisiert würde? Bei der Sozialisierung 
übernimmt der Staat von den privaten Kapitaleignern 
die Verm ögenswerte und zahlt letzteren eine Ent­
schädigung. W enn diese Entschädigung dem „riditi­
gen“ U nternehm enswert entsprechend vorgenommen 
wird — auf die Schwierigkeiten der Bewertung kann 
hier nicht eingegangen werden ~ ,  würde sie in dem 
Maße niedriger ausfallen, in dem das Unternehmen mit 
Verlust arbeitet. Der kapitalisierte Verlust vermin­

dert ja  den Substanzwert der Unternehmung. Es folgt 
daraus, daß in diesem Falle die Unternehmer den 
Verlust zu tragen hätten, nicht aber der Steuerzahler. 
Da sich im Verlust das unternehmerische Risiko mani­
festiert, wäre die Belastung der Unternehmer durdi­
aus angemessen.

Zweifelhaft ist allerdings, ob die Bewertung wirklidi 
„richtig" erfolgen würde, da die Sozialisierung gesetz­
lich geregelt werden müßte und die beteiligten Unter­
nehmer oder sym pathisierenden Gruppen eine soldie 
Bewertung durdizusetzen sudien würden, die die Ent­
schädigung möglichst hoch ausfallen ließe. Je  erfolg­
reicher die pressure groups wären, desto größer 
würde die Belastung des Staatshaushaltes, letztlich 
also des Steuerzahlers, sein. Bei voller Überwälzung 
ergäbe sidi zwisdien Subventionierung und Soziali­
sierung nur nodi insofern ein Unterschied, als die 
zeitliche Belastung des Haushalts differieren würde. 
Da der Steuerzahler bei der Sozialisierung keinesfalls 
stärker belastet wird als bei der Subventionierung 
einer privaten Einheitsgesellschaft und bei einer So­
zialisierung in all den Fällen besser gestellt sein 
würde, in denen sich die Verlustsituation des Berg­
baus auf die Entschädigung auswirkt, wäre aus ver­
teilungspolitischen Gründen eine Sozialisierung vor­
zuziehen.

Dieses Urteil gilt jedoch nur, wenn kein gesam twirt­
schaftliches Interesse an der Aufrechterhaltung des 
Bergbaus besteht. Ist es volksw irtsdiaftlidi — z. B. 
wegen der Ungewißheit über die künftige Energie­
nachfrage, d. h. also aus Gründen einer gewissen 
Sidierheit — wünsdienswert, daß der Bergbau bis zu 
einem bestimmten Grade erhalten bleibt, und kann 
er in diesem Umfang nur erhalten werden, wenn er 
wirtsdiaftspolitisch gestützt wird, dann ist die private 
Einheitsgesellsdiaft mit Subventionierung der Sozia­
lisierung vorzuziehen, sofern die Entschädigung der 
Kapitaleigner nach dem „richtigen“ Unternehmens­
w ert erfolgt. Denn die Kosten, die den Preis über­
steigen, der den W ettbewerb der Kohle mit ihren 
Substituten bzw. mit im portierter Kohle erlaubt, stel­
len die Kosten der Sicherheit dar und sind von der 
Allgemeinheit zu tragen, nicht aber vom Unterneh­
mer. W ird die Entsdiädigung hingegen auf Grund 
einer Bewertung vorgenommen, die eine Verzinsung 
des Kapitals berüdcsiditigt, sind beide A lternativen 
gleidiwertig. Leichter zu verw irklidien dürfte in die­
sem Falle aber die Subventionierung sein.

EINH EITSG ESELLSCH AFT  

K E IN E  LÖSUNG D ES ENERG IEPRO BLEM S

Die von Söhngen vorgeschlagene privatwirtschaftliche 
Einheitsgesellschaft ermöglicht also eine rationelle 
Konzentration der Produktion und eine sinnvolle Len­
kung der Investitionen. Außerdem schafft sie die Vor­
aussetzung für eine Subventionierung des Bergbaus. 
W ieviel jedoch produziert und zu welchen Preisen es 
abgesetzt werden soll, bleibt völlig offen. Hier aber 
liegt das größte Problem; Die Nadifrage nimmt das
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produzierte deutsche Kohleangebot zu kostendecken­
den Preisen nidit auf. Das billigere Heizöl erobert 
als Substitut der Kohle einen immer größer werden­
den Teil des Energiemarktes, obwohl es mit Heizöl­
steuer belastet ist, zur „Selbstbesdiränkung“ bei der 
Expansion gezwungen wurde und die Importe lizen­
ziert worden sind. Die am erikanisdie Kohle ist we­
sentlidi billiger als die deutsdie und wird nur durdi 
einen Sdiutzzoll vom deutschen M arkt ferngehalten. 
Auch die übrigen wirtschaftspolitisdien Interventio­
nen zugunsten der Steinkohle haben an der Tatsache, 
daß sie in dem geförderten Umfang nidit abgesetzt 
werden kann, nichts geändert. Eine forcierte Ratio­
nalisierung kann den Bergbau entlasten. Sie reidit 
aber nicht aus, das Problem zu lösen. Söhngen sdilägt 
deshalb w eiter vor, die Förderung zu reduzieren, die 
Preise zu senken und zusätzliche Subventionen zu 
zahlen.

Die Kohleförderung muß in der Tat erheblich einge­
schränkt, d. h. die submarginalen Zechen müssen still­
gelegt werden. Söhngens Behauptung, daß der ge­
sam te Bergbau submarginal sei, entspridit nicht den 
Tatsachen. Einmal sind rentable Zechen bekannt und 
zum anderen weiß man, daß es für die deutsche Kohle 
bestimmte Verwendungsbereiche und/oder Regionen 
gibt, in denen sie allen Konkurrenzerzeugnissen über­
legen ist. Das wird auch aus dem auf Beschluß des 
Bundestages erarbeiteten Energiegutachten von Ende 
1961 deutlich. Selbst wenn die Zahlen dieses Gut­
achtens nach den zwischenzeitlich gewonnenen Erfah­
rungen korrigiert werden müssen, bleiben sie doch 
als Tendenzwerte aufschlußreich: Im für den deut­
schen Bergbau ungünstigsten Fall, d. h. bei völliger 
Liberalisierung der Energiepolitik, haben die Gut­
achter für 1975 einen Mindestabsatz an heimischer 
Steinkohle von 85 Mill. t  errechnet. Das aber heißt 
doch wohl, daß d i e s e  Kohle konkurrenzfähig ist 
und die Preise die Kosten decken. Die Behauptung, 
der Steinkohlenbergbau werde bei einer liberalen 
Politik zugrunde gehen, ist ganz einfach falsch.

Von seiten der Unternehmer wird gegen die Still­
legungsaktionen, gegen das „Gesundschrumpfen" des 
Bergbaus, einmal eingewendet, daß die deutschen 
Zechen die leistungsfähigsten in Europa seien, wobei 
die Leistungsfähigkeit an der Schichtleistung gemes­
sen wird. Dazu ist nur zu sagen, daß die leistungs­
fähigste Produktion nichts nützt, wenn die Nachfrage 
sie nicht aufnimmt. Auf der gleichen Ebene wie das 
Argument der Unternehmer liegt die von der Ge­
werkschaft verfochtene These, daß man „mit seinen 
Pfunden wuchern“ müsse. ') Kohlevorräte haben nur 
dann einen wirtschaftlichen W ert, wenn eine Nach­
frage für sie besteht. Zum anderen wird behauptet, 
daß eine Stillegung mit steigenden Kosten verbun­
den sei. Dabei weist man auf die hohen fixen Kosten 
hin. Diese Rechnung der Unternehmer dürfte kaum 
stimmen. W enn ein Unternehmen eine Zeche stillegt, 
darf es die K apitalverluste und Bergschädenrisiken 
dieser Zeche nicht als fixe Kosten der Förderung einer

1) V g l. d a s  In te rv ie w  m it dem  V o rs itz e n d e n  d e r  In d u s tr ie g e w e rk ­
schaft B erg b a u  u n d  E n e rg ie , W a lte r  A r e n d t ,  in :  W IR T ­
SCH A FTSD IEN ST, 45. J g .  (1965), H . 1, S . 7 ff.

anderen Zeche anlasten. Diese Beträge stellen Ver­
luste der Unternehmen dar und sind als solche in der 
Gewinn- und Verlustrechnung zu buchen, können 
aber nicht in die Preiskalkulation eingehen.

Genauere Angaben über die Kohlenmenge, die Söhn­
gen aus der heimischen Produktion für absetzbar 
hält, macht er nicht. Er sagt richtig, daß die unge­
fähre Menge erst genannt werden könne, wenn das 
Konzept der künftigen Energiepolitik bekannt sei. 
Tatsächlich setzt die W irtsdiaftspolitik mit Protektion 
und Subvention den Rahmen, innerhalb dessen sich 
Preis und Menge aller Energieträger einspielen. Je 
umfangreicher die protektionistischen Maßnahmen 
sind, desto höher kann der Kohlepreis liegen, desto 
größer ist trotz des hohen Preises der Absatz der 
Kohle. W ird dagegen größeres Gewicht auf die Sub­
ventionierung gelegt, so kann der Kohlepreis relativ 
niedrig festgesetzt werden. Der Absatz der Kohle ist 
in diesem Falle wiederum relativ groß, da die Kohle 
ebenso wie bei der Protektion gegenüber den Kon­
kurrenzprodukten begünstigt wird.

Den Äußerungen Söhngens läßt sich aber entnehmen, 
daß er den Bergbau sehr weitgehend erhalten möchte. 
Er vertritt die Meinung, daß auch die Bergbau-Ein- 
heitsgesellschaft mit Verlust arbeiten werde, und for­
dert — bei gleichzeitiger Preissenkung, die den Ab­
satzbereich erweitern soll — hohe Subventionen. Da 
bei gegebenem Preis die Subventionen mit zunehmen­
der Fördermenge steigen, deutet dies bereits auf den 
Wunsch nach weitgehender Erhaltung hin. Außerdem 
sägt er, daß im Jahre 1975 u. U. eine Jahresförderung 
erforderlich sei, die über 140 Mill. t hinausgehe.

Im Energiegutachten wird für 1975 ein Steinkohlen­
verbrauch von 156 Mill. t geschätzt, der aber bei 
einem größeren Heizölaufkommen als den der Koh­
leverbrauchsschätzung zugrunde liegenden 71 Mill. t 
SKE absinken kann. (Inzwischen hat sich herausge­
stellt, daß das Heizölaufkommen größer sein wird; 
allerdings ist auch der Gesamtenergieverbrauch ge­
stiegen.) Söhngen fordert damit praktisch, daß zumin­
dest der gesamte — wirtschaftspolitisdi gesteigerte — 
Kohlenbedarf durch die heimische Kohlenförderung zu 
decken ist.

Da der künftige Energiebedarf nicht genau voraus­
gesagt werden kann und damit ebenfalls nicht, wie­
viel Steinkohle in Zukunft benötigt wird, ist es zweck­
mäßig, die Kohleförderung in größerem Maße auf­
rechtzuerhalten als unter W ettbewerbsbedingungen 
möglich. Die damit verbundenen erhöhten Kosten sind 
als Preis für die Sicherheit hinzunehmen. Der Preis 
kann in  Form von Subventionen entrichtet werden. 
Es scheint aber, daß die Interessengruppen mehr ver­
langen als dieses Minimum. Das wirtschaftspolitische 
Ziel des wirtschaftlichen W adistums und sozialen 
Fortschritts, das an der Entwicklung des Sozialpro­
dukts gemessen wird, wird damit außer acht gelassen, 
da die Produktionsfaktoren nicht in den produktiv­
sten Verwendungsarten eingesetzt werden und somit 
das Sozialprodukt nicht im möglichen Ausmaß steigt.

Ernst Niemeyer, Hamburg
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